Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Zur Berlin* und Deutschlandpolitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Die 750-Jahrfeiem Berlins haben die schmerzliche Trennung der 
Stadt, die Teilung Deutschlands und Europas erneut ebenso deut- 
lich gemacht wie die schwierige Aufgabe, das Trennende zu 
überwinden und die Voraussetzungen für eine dauerhafte Frie- 
densordnung in Europa zu schaffen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die drei westlichen Schutz- 
mächte, insbesondere auch ihre Staatsoberhäupter, die Feierlich- 
keiten in Berlin genutzt haben, entschieden für die Sicherheit 
Berlins, für das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes 
und die Überwindung der Teüung Deutschlands und Europas ein- 
zutreten. 

Er dankt dem amerikanischen Präsidenten und dem US-Kongreß 
für die nachhaltige Unterstützung der Forderung nach deutscher 
Einheit und Politikern anderer befreundeter Nationen für entspre- 
chende Bekundungen, insbesondere auch dem französischen 
Staatspräsidenten und der französischen Regierung für ihre kla- 
ren Worte zu ihrer Verantwortung für Deutschland als Ganzes, zur 
Mauer in Berlin und zur Überwindung der Teilung Europas anläß- 
lich des Besuches von SED-Generalsekretär Honecker in Paris. 
Gleichermaßen ist der britischen Regierung für ihr andauerndes 
Engagement zu danken. Sie alle haben damit den deutschland- 
politischen Zielvorstellungen der Bundesregierung zusätzlich 
Kraft verliehen. 

Unsere Deutschlandpolitik ist auf günstige Rahmenbedingungen 
angewiesen. Auch die Bundesregierung muß ihren Beitrag dazu 
leisten. Das güt nach innen wie nach außen. Der Abschluß des 
Abkommens zwischen den beiden Supermächten über die Abrü- 
stung der Mittelstreckenraketen hat die Möglichkeit eröffnet, 
mehr Vertrauen und Verständnis in die West-Ost-Beziehungen zu 
bringen. Wir müssen diese Chance für die unveränderte Zielset- 
zung unserer Deutschland- und Berlinpolitik nutzen. 
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II. 

Der Deutsche Bundestag weiß das bisherige beständige und ver- 
läßliche Engagement der drei westlichen Schutzmächte für Berlin 
und seine Bürger zu würdigen. Er unterstützt die von Präsident 
Reagan gemachten Vorschläge zur Verbesserung der Lage und 
Stärkung der Lebenskraft Berlins und begrüßt die daraus entwik- 
kelte Berlin-Initiative der westallüerten Schutzmächte. Er appel- 
liert an die Sowjetunion, auf diese Initiative einzugehen und 
damit ein positives Zeichen für eine konstruktive Entspannungs- 
politik zu setzen. 

m. 

Für den Deutschen Bundestag ist die Solidarität mit dem geteüten 
Berlin selbstverständlich. Berlin ist zugleich das unübersehbare 
Symbol für die Teüung Deutschlands und die ungelöste deutsche 
Frage, die hr ihrem Kern die Forderung nach Gewährung von 
Freiheitsrechten und des Selbstbestimmungsrechts für das deut- 
sche Volk ist. 

IV. 

Die Freiheit -Berlins beruht auf dem Freiheitswillen der Berliner, 
auf den Bindungen Berlins zur Bundesrepublik Deutschland so- 
wie der Freiheitsgarantie der alliierten Schutzmächte. Es muß 
jede Chance genutzt werden, die engen Verflechtungen zwischen 
Berlin, dem Bund und der Europäischen Gemeinschaft nach innen 
zu stärken und nach außen zu sichern. Für das Land Berlin ist der 
politische, rechtliche, wirtschaftliche und soziale Rückhalt in der 
Bundesrepublik Deutschland lebensnotwendig. Eine dynamische 
Entwicklung dieser Bindungen, wie sie auch das Viermächteab- 
kommen vorsieht, ist daher unerläßlich. Die volle Einbeziehung 
Berlins in alle Verträge der Europäischen Gemeinschaft ist unver- 
zichtbar. 

V. 

Für den Deutschen Bundestag ist eine Deutschlandpolitik an 
Berlin vorbei undenkbar. 

Die volle Einbeziehung Berlins in die Zusammenarbeit mit der 
Regierung der DDR ist für uns auch zukünftig unabdingbarer 
Bestandteil der Gestaltung der innerdeutschen Beziehungen. 
Gerade die Verträge für Berlin haben Modellcharakter für eine 
Politik des praktischen Interessenausgleichs. Deshalb darf die 
Beteuerung strikter Einhaltung und voller Anwendung des Vier- 
mächteabkommens nicht zur leeren Formel werden. 

Die DDR-Regierung kann zur Vertrauensbüdung beitragen, wenn 
sie 

— Berlin nicht aus der innerdeutschen Zusammenarbeit aus- 
klammert-, 

— die zugesagte 2-Tage-Besuchsregelüng für Berliner endlich 
erfüllt; 

— den sozial vor allem Rentner belastenden Tagesumtausch von 
15 DM endgültig beseitigt. 
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Der Deutsche Bundestag unterstützt die Bundesregierung in ihrer 
beständigen und verläßlichen Solidarität mit und ihrer konkreten 
Hilfsbereitschaft für Berlin. Kontinuität und Verläßlichkeit sind 
die Voraussetzungen dafür, das Berlin als Ort für wirtschaftliches 
Engagement attraktiv bleibt. 

In diesem Zusammenhang kommen der verkehrsmäßigen Anbin- 
dung Berlins und dem Umweltschutz für Berlin große Bedeutung 
zu. Die Bundesregierung bleibt aufgefordert, 

— die Öffnung Berlins für den internationalen Flugverkehr in 
Nord-Süd-Richtung ohne Beeinträchtigung der bisherigen 
Luftverkehrsverbindungen nachhaltig zu unterstützen; 

— den Ausbau der Eisenbahnstrecke Berlin-Hannover als Teil der 
großen West-Ost-Magistrale Paris -Warschau mit einem techno- 
logischen Standard, wie ihn die Deutsche Bundesbahn für ihr 
Schnellbahnnetz zur Zeit verwirklicht, zügig voranzubringen; 

— die Umweltschutz-Vereinbarung mit der DDR-Regierung mit 
Leben auszufüllen und der Rauchgasentschwefelung der DDR- 
Braunkohlekraftwerke, die für Berlin von besonderer Bedeu- 
tung ist, einen hohen Stellenwert einzuräumen. 

Gefordert sind Realismus und Zukunftsperspektive. Berlin bleibt 
für uns Testfall der Entspannungspolitik. 

Der Vorschlag, Berün als internationale Kongreßstadt vorzusehen 
und in Berlin eine KSZE-Folgekonferenz zu veranstalten, wird 
vom Deutschen Bundestag nachhaltig unterstützt. Er sollte auch 
von der Sowjetunion als sichtbares Zeichen der von ihr propagier- 
ten neuen politischen Orientierung aufgegriffen und mitgetragen 
werden. Dadurch könnte Berlin in die verbesserten Ost-West- 
Beziehungen einbezogen werden, ohne daß die Grundlagen des 
Status der Stadt in Frage gestellt würden. 

VI. 

Trotz der faktischen und rechtlichen Einschränkungen/die sich zu 
einem großen Teü aus dem rechtlichen Status von Berlin ergeben, 
ist dieser Status unabdingbar und muß aufrechterhalten werden. 
Allerdings bleiben die Statusmächte aufgefordert, ihrer hohen 
Verantwortung für eine zukunftsweisende Berlinpolitik gerecht 
zu werden. 

VII. 

Die Mauer in Berlin hindert die Menschen zueinanderzukommen. 
Unser Ziel ist es, die Mauer zu beseitigen und einen Zustand des 
Friedens in Deutschland und Europa herbeizuführen, in dem das 
deutsche Volk über sein Schicksal selbst entscheiden kann. Bis 
dahin müssen wir alle Anstrengungen darauf ausrichten, die 
schmerzhafte Teilung für die Deutschen beiderseits der Trenn- 
linie erträglicher zu machen. 

Bonn, den 3. Februar 1988 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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